



IN POLITICAL AND 
SOCIAL SCIENCES
EUI Working Paper SPS No. 94/15
Die Aufienpolitik der 
Bundesrepublik Deutschland. 

































































































E u r o p e a n  U n i v e r s i t y  L i b r a r y



























































































EUROPEAN UNIVERSITY INSTITUTE, FLORENCE 
DEPARTMENT OF POLITICAL AND SOCIAL SCIENCES
EUI Working Paper SPS No. 94/15
Die AuBenpolitik der 
Bundesrepublik Deutschland. 
Kontinuitat oder Wandel nach der Vereinigung?
FRANK R. PFETSCH
WP 3£'0





























































































No part of this paper may be reproduced in any form 
without permission of the author.
© Frank R. Pfetsch 
Printed in Italy in December 1994 
European University Institute 
Badia Fiesolana 




























































































Die AuBenpolitik der Bundesrepublik Deutschland.
Kontinuitât oder Wandel nach der Vereinigung?
Im Zentrum der folgenden Abhandlung soil die Frage stehen, wie durch die ver- 
ànderten internationalen, regionalen und nationalen Kontexte die deutsche AuBenpolitik 
beeinfluBt wurde bzw. voraussichtlich beeinfluBt wird.1 Aus der Perspektive der 
neunziger Jahre und riickblickend auf die deutsche AuBenpolitik in ihrer Entwicklung 
von der Spaltung zur Vereinigung stellen sich vor allem funf Fragen:
Frage (1) Welche auBenpolitische Grundsatzentscheidungen sind von den beiden 
deutschen Staaten nach ihrer Griindung getroffen worden und in welcher historischen 
Tradition lagen diese?
Frage (2) Wie kônnen die revolutionàren Verânderungen innerhalb der osteuropâischen 
Lander und hier insbesondere innerhalb der ehemaligen DDR erklàrt werden und 
welche Rolle spielten dabei die AuBenbeziehungen?
Frage (3) Inwieweit hat die AuBenpolitik der Bundesrepublik - und hier insbesondere 
die Politik der West- bzw. Ostintegration, die Ost- und die Vereinigungspolitik - den 
ProzeB zur Vereinigung beider deutscher Staaten gefordert oder behindert?
Frage (4) Hat sich durch die Vereinigung in den auBenpolitischen Grundpositionen 
etwas geàndert? 1st die vergroBerte Bundesrepublik die Fortsetzung der alten Bundes­
republik?
Frage (5) Wie stellt sich die AuBenpolitik des vereinten Deutschland dar und welche 
auBenpolitischen Neuorientierungen deuten sich an?




























































































Die Behandlung dieser Fragen lâBt die Darstellung in zwei Teile zerfallen: zum einen 
eine ex post Betrachtung und Erkiarung des Ist-Zustandes mit Hilfe theoretischer 
Ansâtze, zum andern eine ex ante Betrachtung auf der Grundlage sichtbar gewordener 
Verhaltensweisen und normativer Vorgaben zu einem Soll-Zustand. Zwischen beiden 
Teilen besteht ein gleitender Übergang.
Das Grundmodell zur Erkiarung auBenpolitischen Verhaltens unterscheidet zwischen 
internen und externen Faktoren (Hermann et al: 1987), zwischen Kontext und 
Handlung (Galtung: 1969), zwischen systemischen Gegebenheiten und Akteursbeziigen 
(Ruggie: 1986, Wendt: 1987, Carlsnaes: 1992).
Zu den systemischen externen Umweltbedingungen zâhlen (1) das Internationale 
System, (2) das Regionalsystem und (3) die dyadischen Beziehungen, die ein Staat (A) 
mit einem anderen Staat (B) hat bzw. hatte; statt des Staates (B) kann aber als 
Handlungsbezug auch ein internationaler oder ein transnationaler Akteur treten. Im 
Zentrum auBenpolitischer Analysen stehen Beziehungen zwischen einzelnen 
Akteurseinheiten (3), wahrend die Analysen in den intemationalen Beziehungen vor 
allem das internationale bzw. das régionale System im Fokus haben. Dabei bildet das 
internationale und das régionale Umfeld (1) und (2) ein vorgegebenes, durch 
Machtstrukturen bestimmtes Determinantenfeld fur das Einzelakteursverhalten (3). 
Zu den internen Faktoren des Staates (A) rechnen (1) die entfemtere Umwelt der 
politischen Kultur und Vergangenheitserfahrungen, (2) seine politische Ordnung, d.h. 
seine institutionelle und normative Ausstattung, (3) die Sozialisationsfaktoren der 
politischen Fiihrung sowie deren sozialpsychologische Disposition, (4) die unmittelbare 
Entscheidungssituation sowie schlieBlich (5) die entfemtere Lage, die vor allem aus 
Determinanten der Zeitgeschichte des nationalen und intemationalen Systems besteht 
(Vgl. Smith: 1968, S.17, Pfetsch: 1981, S.217 ff.). Dieses interne Determinantenmodell 
gilt mit den jeweils eigenen Charakteristiken auch fiir einen Staat (B).
Zur Darstellung und Erkiarung der alten wie neuen bundesdeutschen AuBenpolitik sind 




























































































wobei dieser Kontext sowohl die Struktur mit handlungsnormierenden Faktoren umfaBt 
als auch Lage und Situation als mittelbares und unmittelbares Umfeld des Akteurs 
(Vgl. Knudsen:1994, S.203). In Zeiten struktureller Veranderungen wie denen der Jahre 
1989-1991 erhalten die situativen Faktoren ein grôBeres Gewicht und in diesem 
Zusammenhang die personlichkeitsbestimmten Wahrnehmungs- und Erwartungs- 
horizonte der Akteure. In diesem Kontextansatz wirken Struktur und Handlung, System 
und Akteur zeitlich versetzt aufeinander; der Akteur und sein Umfeld befinden sich in 
einer dynamischen, sich gegenseitig beeinflussenden Zeit- und Raum-Folge; Handlung 
und Struktur sind aufeinander bezogen, setzen sich voraus und verândem sich 
dialektisch im Zeitablauf. In einem solchen rekursiven Sequenzmodell besteht die 
Moglichkeit, das Zusammenwirken von internationalen Umwelt- und nationalen Ver­
anderungen zu erfassen. Bezogen auf unseren Untersuchungsgegenstand heiBt dies 
empirisch, daB sich nach dem Ende des Kalten Krieges nicht nur die internationalen 
Machtstrukturen geàndert haben; auch im europàischen Regionalsystem sind durch die 
Auflôsung der osteuropâischen Système, die Weiterentwicklung der EG/EU und die 
Vereinigung Deutschlands neue Gewichte und neue geopolitische Lagen geschaffen 
worden, die ein geândertes Koordinatensystem fiir auBenpolitisches Handeln hervor- 
gebracht haben. Es gilt also, nach dem hier nur kurz skizzierten Modell die Inter- 
aktionen zwischen dem Akteur Bundesrepublik und seinem regionalen und inter­
nationalen Umfeld darzustellen und im Parallelogramm der Krâfte den Handlungs- 
spielraum zu bestimmen. Fiir die Erklàrung des osteuropâischen Wandels sind aber 
auch und vor allem die internen Faktoren zu benennen und zu beschreiben, denn die 
Systemtransformation fand im Innem der sozialistischen Regime statt und sind durch 
auBenpolitische Bedingungen nur gefôrdert worden (Vgl. Liebert und Merkel: 1991). 
Der Handlungsspielraum fiir die bundesrepublikanische AuBenpolitik bis zur 
Vereinigung ist vor allem durch die internationale wie régionale Systemkonstellation 
Kalter Krieg und die Einbindung der deutschen Staaten in diesen bipolaren Kontext 
bestimmt worden; die Analyse der Revolutionen in den osteuropâischen Staaten muB 
neben den sich ândernden dyadischen Beziehungen zwischen der ehemaligen 




























































































ehemaligen sozialistischen Staaten benennen; schlieBlich wird der Handlungsspielraum 
der vereinten Bundesrepublik durch vergrôBertes Potential, durch verànderte geopoliti- 
sche Lage in einem auf den Westen zentrierten Europa bestimmt. Bezogen auf 
unterschiedliche Prozesse (West- bzw. Ostintegrationspolitik, Vereinigungspoliiik, 
Revolutionen und Auflôsung des osteuropâischen sozialistischen Systems, AuBenpolitik 
des vereinigten Deutschland) liegen somit die Schwerpunkte auf externen und intemen 
Faktoren, wobei der Handlungskontext mit PotentialgrôBen, geopolitischer Lage und 
intemationalem und regionalem Umfeld je unterschiedlich gewichtet werden muB.
Zur Bestimmung der Handlungsspielràume für die bundesdeutsche AuBenpolitik 
wenden wir uns zuerst den neu geschaffenen Kontexten zu und versuchen in diesem 
Interpretationsrahmen die genannten fiinf zentralen Fragen der deutschen AuBenpolitik 
zu beantworten.
Verànderte internationale Rahmenbedingungen
Die revolutionaren Verânderungen, die sich im ôstlichen Teil des europâischen 
Kontinents vollzogen haben, die deutsche Vereinigung und die Auflôsung des 
sowjetischen Imperiums mit dem Warschauer Pakt und dem Rat für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit ergeben für die deutsche AuBenpolitik ganzlich neue Rahmenbedin­
gungen. Man kann sagen, daB in sâkularer Betrachtung die Jahre 1989/90 für die 
deutsche Politik eine vergleichbare Zâsur wie die Jahre 1914/19 und 1939/45 darstel- 
len. Zentrale Themen der deutschen AuBenpolitik, die sich aus der Spaltung des 
europâischen Kontinents und Deutschlands ergaben wie das den Handlungsspielraum 
bestimmende Ost-West-Verhaltnis, die deutsche Teilung oder das Westeuropa der 
souverânen Nationalstaaten sind durch das Ende des Kalten Krieges weggefallen oder 
haben durch die Gründung der Europâischen Gemeinschaften Modifizierungen erfahren. 
Auch die westliche Integrationspolitik ist durch die Erweiterung und Vertiefung der 
Europâischen Gemeinschaft verândert worden. Der zweite Golfkrieg, die abgewendeten 




























































































zunàchst skeptische danische Nein zum Maastrichtvertrag haben fiir die deutsche 
AuBenpolitik nach der Vereinigung neue Akzente gesetzt.
Nach dem Ende des Kalten Rrieges zeichnet sich ein multipolares System mit 
unterschiedlichen Gewichten ab. Òkonomisch ist von einem Drei-plus-Eins-System die 
Rede, bestehend aus den drei Wirtschaftspolen USA, EG und Japan plus der VR China, 
die in den letzten Jahren enorm hohe Wachstumsraten ihres Sozialprodukts zu 
verzeichnen hatte. Der relative Positionsverlust der Siegermacht des Kalten Krieges hat 
diesen dadurch wettgemacht, daB sie in verschiedenen Krisenherden der Welt Militar - 
aktionen im Rahmen der UNO und mit finanzieller Unterstiitzung anderer Staaten 
durchgefiihrt hat. Der sich schon in den achtziger andeutende Konsens zwischen den 
Supermàchten des Kalten Krieges hat die UNO aus der Sklerose des Kalten Krieges 
befreit und ihr einen gròBeren Handlungsspielraum und groBere Effizienz verschafft. 
Diese Aufwertung der universalen Organisation kann als neues Moment in den intema- 
tionalen Beziehungen markiert werden, das auch die "neue" Bundesrepublik zu 
aktiverer Politik herausfordert. Befreit von der zum Hindernis gewordenen Hall- 
steindoktrin und nach der Losung der "deutschen Frage" hat auch fiir die Bundes­
republik die Weltorganisation an Bedeutung gewonnen, zumai diese im Krisen- und 
Kriegsmanagment die wichtigste Organisation der Weltgemeinschaft darstellt. Die 
Europaische Union mit der Westeuropaischen Union und der Europaischen Politischen 
Zusammenarbeit und die KSZE haben bisher vor allem bei der Meisterung der 
Turbulenzen im Osten und Südosten des europaischen Kontinents eine untergeordnete 
Rolle gespielt, auch wenn deren Bedeutung voraussichtlich wachsen und auch fiir die 
Bundesrepublik einen wichtiger werdenden Handlungsrahmen abgeben wird.
Frage (Il Historische Kontinuitat und aufienpolitische Basisentscheidungen
Zur Bestimmung sogenannter nationaler Interessen betont der realistische Theorieansatz 




























































































die vorgegebene innenpolitische organisatorische und Ressourcen-Ausstattung2 sowie 
die geopolitische Lage eines Landes, die erst die Verfolgung nationaler Ziele fiir 
Regierungen moglich machen (Morgenthau: 1951, Vasques: 1983, S.26-27, Sullivan: 
1990, S.4-5, Stein: 1990,S.4-5, Waltz: 1979, S.8-9). Fiir Deutschland im Sinne des 
variierenden historischen Begriffs lâBt sich diese als Mittellage im Herzen Europas 
bestimmen und davon ausgehend idealtypisch fiinf auBenpolitische Optionsvarianten 
ausmachen: die einer selbstàndigen Mittellage, die im Bündnis mit dem Westen gegen 
den Osten gerichtet, die im Bündnis mit dem Osten gegen den Westen gerichtet, die 
der Verstândigung mit Ost und West und schlieBIich die der Gegnerschaft zu Ost und 
West. Die drei Basisentscheidungen der deutschen AuBenpolitik von 1949-1990 waren 
die west-, bzw. die ost-, dann die gesamtdeutsche auBenpolitische Option.
- Im westlichen wie im ôstlichen Teil Deutschlands sind zunâchst nach der Gmndung 
der Staaten 1949 Entscheidungen für die Westintegration der Bundesrepublik und die 
fur die Ostintegration der DDR gefàllt worden. Mit der Adenauerschen West- und der 
Brandtschen Ostpolitik sind die zwei wichtigsten Pfeiler errichtet worden, die hinfort 
eine konsistente AuBenpolitik ergeben haben.
- Eine neue Orientierung haben die Beziehungen zwischen den beiden deutschen 
Staaten und die Beziehungen zwischen der Bunderepublik mit den osteuropaischen 
Staaten durch die Ostpolitik der siebziger Jahre erfahren.
- SchlieBIich ist Ende der achtziger Jahre in einem gànzlich verànderten Umfeld die 
Vereinigung der beiden deutschen Staaten zustande gekommen, an deren Zustandekom- 
men die Kohl-Genschersche Vereinigungspolitik maBgeblich beteiligt war.
Die Ost- und die Westbindung der beiden deutschen Staaten weisen zwar Ahnlichkeiten 
mit historisch vorgenommenen Optionen auf, sind aber in den realisierten Formen ohne 
direkten Vergleich mit der historischen Vergangenheit; die Position der vereinten 
Bundesrepublik zeigt Àhnlichkeit mit den in der Nachkriegszeit vor allem von Jakob 
Kaiser und Kurt Schumacher vorgetragenen Brücken- bzw. Mittlerkonzept, mit dem
2 Die meisten Autoren betonen zur Messung von Machtpotentialen okonomische und militarische 
Faktoren. Morgenthau fiigt diesen die Qualitat von Diplomatie und Regierung sowie den National- 




























































































entscheidenden Unterschied allerdings, daB diesmal Deutschland nicht als selbstandiger 
Akteur, sondem als Teil Westeuropas agiert und sich somit auch von der Verstandi- 
gungspolitik der 20er Jahre und von der Balancepolitik unter Bismarck unterscheidet.
Frage (21 Die Rolle der AuBenpolitik bei den Wandlungsprozessen und der System- 
transformation
In die Jahre 1989-1990 fàllt die Vereinigung der beiden deutschen Staaten und damit 
die Losung der nationalen Frage, die neben der Bewàltigung der nationalen Geschichte, 
der militârischen Sicherheit, der wirtschaftlichen Wohlfahrt und der Interaktionen mit 
der umgebenden Staatenwelt zu den zentralen fünf Problemfeldem der AuBenpolitik 
nach 1949 gerechnet werden muB (Vgl. Pfetsch: 1981,1993).
Der ProzeB der deutschen Wiedervereinigung ist, wie zu zeigen sein wird, kein un- 
mittelbares Ergebnis westdeutscher AuBenpolitik, auch wenn das grundsâtzliche 
Beharren auf dem im GG verankerten Wiedervereinigungsgebot, das die Bundes- 
republik auch in allen ihren den internationalen Status betreffenden Staatsvertrâgen auf- 
nahm, sicherlich eine wichtige Grundlage bildete. Auch hat die Ostpolitik der siebziger 
Jahre Bedrohungsvorstellungn im Osten Europas abgebaut und den oppositionellen 
Kraften in diesen Landern Unterstützung gebracht. Wichtiger und als auslôsende 
Momente entscheidender sind die revolutionâren Ereignisse in den osteuropâischen 
Staaten selbst.
Die Jahre seit 1987 stehen in der UdSSR und in Osteuropa fur den beginnenden Zerfall 
staatlich-autoritârer Strukturen unter dem Druck oppositioneller Gruppierungen und 
Massendemonstrationen, die nach der schrittweisen Verwirklichung der "Neuen Politik" 
durcit Gorbatschow gestàrkt den Sturz der kommunistischen Herrschaft einleiteten. 
Hierbei sind die historischen, lànderspezifischen Besonderheiten zu beachten, die die 
unterschiedlichen Wege des Umsturzes erklàren helfen. Interne Umbrüche sind 
entscheidend gewesen für die Systemtransformation auch wenn die extemen 
Verànderungen den Rahmen dafür abgegeben haben; die Handlungskorridore der 




























































































worden und sind von den Akteuren in den einzelnen Phasen des Geschehens unter- 
schiedlich genutzt worden. Dabei war die Erweiterung der einzelstaatlichen Handlungs- 
spielrâume nur für die auf Verànderung drângenden Krâfte eine Hilfe; die Kon- 
servativen sahen dies eher als Behinderung.
Die auslandischen Reaktionen auf die deutsche Vereinigung
Der Vereinigungsprozefl war auBenpolitisch begleitet von bilateralen und multilateralen 
Interaktionen zwischen den wichtigsten vom Zweiten Weltkrieg betroffenen Staaten. 
Wie schon erwâhnt, spielten in den Phasen des Umbruchs die Beziehungen zwischen 
den Akteuren und deren Perzeption von Veranderungspotentialen eine ausschlag- 
gebende Rolle. Wie also reagierte die Ôffentlichkeit, wie reagierten die Regierungen 
in diesen Staaten auf den VereinigungsprozeB?
Es kommt nicht von ungefâhr, daB in der Publizistik der benachbarten Lânder 
Befürchtungen über das deutsche Übergewicht und über die "Enteuropâisienmg" 
aufkamen. "Une Allemagne trop puissante?", fragte Le Monde und spricht von einem 
"géant économique" und einem "néopatriotisme germanique"; in der sowjetischen 
Presse war zu lesen: "Am Ausgang des 20. Jahrhunderts wird im Zentrum Europas ein 
energiegeladener, von pangermanischem Geist erfüllter deutscher Industriegigant 
erstehen, der den angestammten germanischen Boden in sein Gravitationsfeld 
einbeziehen wird".
Bis zum November 1989 konnten Politiker in Ost und West die Wiedervereinigung 
Deutschlands befürworten, denn sie schien unter den obwaltenden internationalen 
Bedingungen unerreichbar. Meinungsumfragen in westeuropâischen Landem zeigten 
jedoch, daB die Bevôlkerungen im allgemeinen der deutschen Wiedervereinigung 
positiver gegenüber standen als die Eliten. 1977 z.B. lagen die Anteile derer in den 
wichtigsten westlichen Landern, die für eine deutsche Wiedervereinigung waren über 
65%: nur 11% waren im Durchschnitt dagegen. Die Politiker des Westens prieBen zwar 
das Selbstbestimmungsrecht der Vôlker und zeigten auch für patriotische Gefühle 




























































































ein geteiltes Deutschland akzeptabler zu sein.
Die Reaktionen der franzosischen Regierung kònnen als allianzpolitische Einhegung 
bezeichnet werden und lagen damit auf der Linie der franzosischen AuBenpolitik seit 
den ausgehenden vierziger und fünfziger Jahren: nachdem der Gedanke an eine 
franzosische Dominanz aufgegeben worden war, lag der Akzent auf der europaischen 
Integration als Mittel, einer neuerlichen deutschen Gefahr zu begegnen. Prasident Mit­
terrand betonte in seinen Gespràchen mit der deutschen Regierung die Parallelitât von 
Vereinigung und Integration. Doch auch Elemente der klassischen franzosischen und 
europaischen AuBenpolitik wurden sichtbar: Francois Mitterrand verwies auch auf den 
Viermachtestatus von Berlin, der Frankreich ein Mitspracherecht sichem solite; ein 
Zeichen selbstandiger nationaler Politik war seine Reise nach Ostberlin am 20/22. Dez. 
1989, die noch zeitlich vor der von Kanzler Kohl lag; dasselbe gilt fiir Mitterrands 
Treffen mit der polnischen Regierung, fiir die er als Sachwalter polnischer Interessen 
in der Grenzfrage aufgetreten ist.
Als Politik der aufschiebenden Skepsis kann die britische Regierung unter Margaret 
Thatcher bezeichnet werden; sie zógerte zunachst und war sich mit Gorbatschow einig, 
daB der VereinigungsprozeB nicht zu schnell gehen solle; femer miisse ein vereinigtes 
Deutschland Mitglied der NATO bleiben. Die anti-deutsche Grundeinstellung, die im 
von einer Kommission diskutierten Chequers-Papier zum Ausdruck kommt, sei, so die 
FAZ, Ausdruck einer "atavistischen Germanophobie". Sie schlug zunachst auch vor, 
daB alle KSZE-Mitglied-Staaten einer deutschen Losung zustimmen miiBten. Die 
britische Regierungschefin sah Gefahren fiir die Stabilitàt in Europa, und es kann als 
sicher gelten, daB die skeptische Haltung der britischen Regierung vor allem von der 
US-amerikanischen geandert worden ist.




























































































unter George Bush und James Baker betrieben, die beide einen "starken EinfluB"3 auf 
den deutschen VereinigungsprozeB hatten. In der Phase der Zwei-plus-Vier-Gesprache 
hat die amerikanische Regierung auf die britische und franzôsische eingewirkt und 
Vorbehalte abgebaut. E.O. Czempiel hat auch darauf hingewiesen, daB ein Wandel der 
amerikanischen Ostpolitik unter Reagan bereits vor Amtübemahme Gorbatschows im 
Jahre 1985 eingesetzt hatte und dies aus innen- und gesellschaftspolitischen Griinden.4 
In einer Presseerklarung entwickelte Baker als Antwort auf die zuvor erfolgte Be- 
kanntgabe des Kohlschen Stufenplans zur Vereinigung beider deutscher Staaten am 29. 
November 1989 einen vier Punkte umfassenden Katalog von Prinzipien, die den 
EinigungsprozeB kanalisieren sollte:
Erstens hob Baker die deutsche Souveranitat hervor; die konkrete Form einer 
zukünftigen staatlichen Einheit müsse eine Sache der Deutschen sein;
Zweitens müsse Deutschland Mitglied der NATO und EG bleiben; ein Handel "Einheit 
gegen Neutralitât", wie ihn die sowjetische Führung zunàchst ansteuerte, schloB Baker 
damit aus;
Drittens solle die Vereinigung im Sinne der europâischen Stabilitàt ProzeBcharakter 
tragen und friedlich Schritt für Schritt erfolgen;
Viertens schlieBlich sollten in diesem ProzeB die bestehenden Grenzen gernaB der 
SchluBakte von Helsinki respektiert werden.5
Die sowjetische Politik unter Michail Gorbatschow, der den osteuropaischen 
WandlungsprozeB eingeleitet und dafür die Rahmenbedingungen vorgegeben hatte, 
kann als Politik des Lavierens bezeichnet werden; der sowjetische Generalsekretàr 
stimmte dem Selbstbestimmungsrecht der Vôlker auf der Grundlage des KSZE-
3 Kiessler, Richard/ Elbe, Frank: Ein runder Tisch mit scharfen Ecken. Baden-Baden 1993
4 E.-O. Czempiel/ R.C.-Ch. Schweitzer: Weltpolitik der USA nach 1945. Bonn 1989
E.-O. Czempiel: Die Modemisierung der Atlantischen Gemeinschaft. Neuorientierung der
amerikanischen AuBenpolitik. In: Europa Archiv, 45. Jg., 25.4.1990, S. 275-285
Deis.: Machtprobe. Die USA und die Sowjetunion in den achziger Jahren. München 1989
5 Vgl. George Bush: Pressekonferenz des amerikanischen AuBenministers James A  Baker am 29. 




























































































Prozesses zu, warnte vor zu groBer Eile, verwies auf die "Realitaten", zu denen die 
Existenz unterschiedlicher Biindnisse, die Unantastbarkeit der Grenzen und das 
Bestehen zweier deutscher Staaten gehore; in sehr allgemeinen Worten verwies er als 
erste Reaktion auf den Kohlschen 10-Punkteplan darauf, daB dieser eine "Tendenz zu 
einer Blitzvereinigung" aufweise und "daB die Geschichte selbst fiber die Prozesse und 
das Schicksal des europaischen Kontinents sowie fiber das Schicksal beider deutscher 
Staaten"6 entscheiden wfirde. Im weiteren Verlauf sah er zunachst einen neutralen Sta­
tus ffir das vereinigte Deutschland vor. Da diese Position im Westen wie im tibrigen 
auch in einigen osteuropaischen Landern7 nicht mehrheitsfahig war, zeigte die sowje- 
tische Politik groBere Flexibilitat und schloB zeitweilig auch eine NATO- Mitglied- 
schaft unter Bedingungen, wie sie die franzosische Mitgliedschaft kennzeichnet, nicht 
aus. Im Juli 1990 schlieBlich akzeptierte Gorbatschow die NATO- Mitgliedschaft des 
vereinigten Deutschland.
Diese z.T. fiberraschende Wandlung der sowjetischen Ffihrung ist erklarungsbedfirftig. 
Es scheint, daB um die Mitte des Jahres 1990 vor allem folgende Uberlegungen 
maBgeblich waren:
- Das Wettrfisten fiberzog das wirtschaftliche Konto der Supermachte, vor allem aber 
das der SU. Das Wettrfisten habe, so Schewardnadse, die SU "bis hin zur okonomis- 
chen Erschopfung" strapaziert; damit wird die politokonomische These von Paul 
Kennedy angesprochen (Vgl. Kennedy: 1987);
- Gorbatschows Propagieren des Selbstbestimmungsrechts muBte, um glaubwfirdig zu 
sein, konsequenterweise auch auf Deutschland Anwendung finden.
- Ein vereinigtes Deutschland konnte der SU ein wichtigerer Partner sein als ein 
geteiltes. Die Wirtschaftshilfen beim Um- und Ausbau der zu reformierenden 
Okonomie wurden dringend benotigt und dies konnte von einem vereinigten
6 M. Gorbatschow: Gemeinsame Presseerklârung des amerikanischen Prasidenten, George Bush, und 
des sowjetischen Partei- und Staatschefs, Michail Gorbatschow am 2/3.12.1989. In: K.Kaiser: 1991, 
S. 171 (D15)
7 Am 17. Mârz 1990 erklârten die politischen Führer von Polen, Ungam und der Tschechoslowakei, 
daB ein neutrales Deutschland "die schlechteste Alternative" (Dienstbier) und eine Mitgliedschaft 




























































































Deutschland eher erbracht werden.
- Die Ôffnung nach Westen, insbesondere hin zur EG war ohne Deutschland nicht 
moglich. Das "gesamteuropàische Haus" muBte allé wichtigen Lander dieses Kontinents 
miteinbeziehen.
- Der Vereinigungsdruck in der DDR war in der Zwischenzeit so stark geworden, daB 
er als nicht mehr reversibel zu betrachten war.
- Eine unnachgiebige Haltung der SU in der deutschen Frage hàtte negative 
Auswirkungen auf das Verhàltnis zur den USA gehabt, die aktiv fiir die Einheit 
eingetreten waren.
- SchlieBlich kann eine Fehlperzeption seitens Gorbatschows und Schewardnadses (wie 
im übrigen auch anderer osteuropàischer kommunistischer Führer) nicht ausgeschlossen 
werden; ein Verlassen sozialistischer Prinzipien hielten sie fur ausgeschlossen 
(Knudsen:1994, S.221-222).
Die Akteure ànderten ihre Erwartungen und Perzeptionen in einem sukzessiven ProzeB 
pragmatischer Anpassung an die sich ândernden Kontexte. Der ProzeB zum erfolgrei- 
chen AbschluB der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen zur Regelung der àuBeren Aspekte 
zeigt dies.
Abstimmungsprozesse: Die Zwei-plus-Vier-Gesprâche und die Rolle der deutschen 
Regierungen
Am Rande der "Open-Skies"-Verhandlungen zwischen NATO und dem Warschauer 
Pakt in Ottawa am 13. Febr. 1990 wurde eine Vereinbarung zur Einberufung von 
Gesprâchen über "die âuBeren Aspekte der Herstellung der deutschen Einheit, 
einschlieBlich der Fragen der Sicherheit der Nachbarstaaten" getroffen. Es bedurfte der 
personlichen Intervention des amerikanischen Pràsidenten, in bilateralen Gesprâchen 
mit Mitterrand und Thatcher sowie intensiver Beratungen des AuBenministers Baker 
mit Schewardnadse und den anderen AuBenministem, um die "auf fortgesetzte 




























































































einer kontruktiven Mitarbeit zu zerstreuen. Baker suchte mit den "Zwei-plus-Vier"- 
Gesprachen8 nach einer Formel, "mit der alle verbleibenden Rechte und Pflichten der 
Vier Machte beendet und auf ein vollig souveranes Deutschland iibertragen werden".9 
In vier Runden sollte zwischen Vertretern beider deutscher Staaten und den vier 
Siegermachten verhandelt werden.
Die ersten "2+4-Gesprache" fanden am 5. Mai 1990 in Bonn statt, die zweiten in 
Berlin- Niederschonhausen (22. Juni). Bei der Beratung der kiinftigen Ostgrenze am 
17.Juli 1990 in Paris wurde Polen hinzugezogen. Den AbschluB fanden die "2+4- 
Gesprache" am 12. September 1990 in Moskau mit der Unterzeichnung des "Vertrags 
iiber die abschlieBende Regelung in bezug auf Deutschland."
In der Eroffungssitzung zu den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen einigten sich die sechs 
teilnehmenden Delegationen auf die Behandlung der folgenden vier Materien:
- die Grenzfragen,
- die politisch-militarische Sicherheitsfragen,
- das Berlin-Problem und
- die volkerrechtlichen Regelungen der Ablosung der Vier-Machte-Rechte und 
Verantwortlichkeiten.
Zur Grenzfrage hat Helmut Kohl nach anfanglich vagen Aussagen zu Beginn der 
dritten Gesprachsrunde in Paris auf die EntschlieBung des Deutschen Bundestages und 
der Volkskammer vom 21. Juni 1990 verwiesen, die den Verlauf der bestehenden 
Grenzen zwischen einem geeinten Deutschland und der Republik Polen durch einen
8 Die Idee zu der 2+4-Formel wurde vom Chef des Politischen Planungsstabes des Department of 
State, Dennis Ross, vorgeschlagen und hat sich gegen die Bedenken des Nationalen Sicherheitsrates 
und der Europaabteilung im amerikanischen AuBenministerium durchgesetzt (Vgl. E. Pond: Die 
Entstehung von "Zwei-plus-Vier". In: EA v. 10. 11.1992). Vorgeschlagen waren urspriinglich auch 
Vier-plus-Zwei Gesprache, bzw. Null-plus-Vier Gesprache; auch wurde von einem Sechser- 
Mechanismus gcsprochen.
9 James Baker: Erklarung des amerikanischen AuBenministers, abgegeben zur Eroffnung der Zwei-plus- 





























































































volkerrechtlichen Vertrag endgfiltig regeln soli.
Die sicherheitspolitischen Probleme der deutschen Vereinigung waren am schwierigsten 
zu losen, weil damit das gesamte Ost-West- Verhaltnis angesprochen war und ist und 
nicht nur europaische, sprich westeuropaische Belange tangiert wurden und werden. In 
dieser Frage bestanden auch die groBten Differenzen zwischen den Standpunkten der 
Westmachte und der Sowjetunion. Die Sicherheitsbelange der Sowjetunion waren vor 
allem betroffen.
Die Sowjetunion hat wahrend des entscheidenden Besuchs von Bundeskanzler Kohl im 
Kaukasus die von den Westmachten geforderte und von der Bundesregierung gewollte 
NATO- Mitgliedschaft des vereinigten Deutschland akzeptiert. Am 16. Juli 1990 kamen 
Kohl und Gorbatschow in Stavropol/ Schelesnowosk im Kaukasus fiberein, "daB es das 
alleinige Recht des deutschen Volkes ist, die Entscheidung zu treffen, ob es in einem 
Staat zusammenleben will" und "daB es Sache der Deutschen ist, den Zeitpunkt und 
den Weg zur Einigung selbst zu bestimmen." Es bestehe somit die freie Wahl der 
Bfindniszugehorigkeit, die Sowjetunion verpflichtet sich, ihre Truppen innerhalb von 
drei bis vier Jahren abzuziehen. Wahrend dieser Zeit werden die NATO- Strukturen 
nicht auf den Teil des friiheren DDR- Territoriums ausgedehnt und die Westmachte 
bleiben in West- Berlin; die Bundesregierung wird femer die Personalstarke der 
Truppen auf 370 000 Mann reduzieren und schlieBlich auf die Herstellung, den Besitz 
und die Verfiigung fiber ABC- Waffen verzichten.
Die Unterzeichnung des "Vertrags fiber die abschlieBende Regelung in bezug auf 
Deutschland" am 12.9.1990 bekundet die Auflosung des Viermachtestatus und die 
Wiederherstellung der vollen Souveranitat Deutschlands.
In welcher Form sich diese Vereinigung vollziehen sollte, darfiber gab es unter- 
schiedliche Vorstellungen, die sich im zeitlichen Ablauf veranderten. War noch von 
Regierungsseite (Kohls Zehn-Punkte-Plan vom 28.11.1989, Modrows Neutralitats- 
vorschlag vom 1.1.1990) an eine Konfoderation der beiden deutschen Staaten gedacht, 




























































































Fluchtbewegung auf eine raschere Vereinigung. Die Vokabel "wir sind ein Volk" 
wurde nach Art. 23 des Grundgesetzes realisiert. Der Beitritt der DDR zur Bundesrepu- 
blik wurde von der Volkskammer am 23. August 1990 beschlossen und am 3. Oktober 
1990 vollzogen.
Die Verkündung des Zehn-Punkte-Programms, das stufenweise in eine bundesstaatliche 
Ordnung zwischen der Bundesrepublik und der DDR einmiinden sollte, gezielt kurze 
Zeit vor dem amerikanisch-sowjetischen Gipfel in Malta am 2. und 3. Dezember 1989, 
war ein geschickter Zug Kohls, der ihn handlungsstrategisch in die Vorhand brachte. 
Mit dieser offensichtlich nicht mit den Verbiindeten abgesprochenen Offensive konnte 
er die Meinungsfiihrerschaft in der Erorterung der deutschen Frage iibemehmen und 
versetzte die USA, die SU und die anderen westlichen Verbiindeten in eine Defensiv- 
position.10 Mit dieser Initiative wurde auch der Objektrolle entgegengewirkt, die von 
einigen Verhandlungspartnern den Deutschen zugedacht war. Z.B. zielt die vorgeschla- 
gene Bezeichnung der Verhandlungen als Vier-plus-Zwei-Gespràche in diese Richtung 
(Vgl. Kaiser: 1991, S.53/4).
Eine rechtliche Beschrânkung oder politische Diskriminierung wollten die Bonner 
Politiker nicht hinnehmen. Auch wurde schon im Vorfeld der Vereinigung aufkei- 
menden Bedenken iiber die objektiv gewachsene okonomische, politische und militari - 
sche Starke konstruktiv entgegengewirkt, indem der internationale Zusammenhang 
hervorgehoben wurde innerhalb dessen der Vereinigungsvorgang sich vollziehen sollte 
(Vgl. Kaiser: 1991, S.44).
Aus den verschiedenen Dokumenten der Bundesregierung gehen die Vorstellungen der 
Regierung iiber die Herstellung der staatlichen Einheit hervor:
- Freie Selbstbestimmung in Form und Geschwindigkeit des Vereinigungsprozesses;
- Bekenntnis zur westlichen Wertordnung;
- Betonung des Zusammenhangs zwischen deutschem und westeuropaischem 
EinigungsprozeB;
- Anerkennung der bestehenden Grenzen in Europa;




























































































- Bereitschaft, eine politische und wirtschaftliche Briickenfunktion zwischen einem 
vereinten Deutschland und den mittel- und osteuropâischen Reformstaaten wahr- 
zunehmen.11
Diese Ziele sind weitgehend erreicht worden.
Über die Ziele der neu gewâhlten DDR-Regiemng de Maizière/Meckel wissen wir 
inzwischen aus Berichten von Beratern, die z.T. aus der westdeutschen Friedens- 
bewegung gekommen waren. Alternative wurde vorgeschlagen, dad alle Atomwaffen 
aus Europa "verschwinden", dad sâmtliche alliierte Streitkrafte abgezogen werden 
sollten und die Bundesrepublik aus der NATO austreten solite. Auch schwebte die 
Vorstellung einer Sicherheitszone im Verbund zwischen Ostberlin-Prag-Warschau im 
Raum. Diese Vorstellungen der "Politiker in Pullover und Cordhose" konnten sich 
jedoch nicht gegen die Bonner Profis durchsetzen; allgemein wird die Rolle von 
Markus Meckel als "passiv" eingeschàtzt.12
Der Weg zur Vereinigung war in Etappen erfolgt und hatte neben dem allmâhlichen 
Einschwenken der wichtigsten auswartigen Akteure zur Voraussetzung, dad innenpoli- 
tisch die DDR sich verànderte und mit den Volkskammerwahlen am 18. Màrz 1990 
neue politische Kràfte hervorbrachte. Dieser Prozed der Erneuerung wurde zunâchst 
von Reformern des alten SED-Establishments, Grenz und Modrow, versucht, die aber 
an der Grundsubstanz des SED-Regimes festhalten wollten und versuchten, soviel wie 
moglich vom kommunistischen Herrschaftssystem zu retten; die Volkskammerwahl 
fegte die SED als Mehrheitspartei hinweg. Die gewàhlte Koalitionsregierung aus CDU, 
SPD, Liberalen, DSU und DA unter dem Ministerprâsident Lothar de Maizière (CDU) 
beschlod mit anschliedendem Votum der Volkskammer die Vertràge zur "Wâhrungs- 
Wirtschafts- und Sozialunion" (in Kraft getreten am 1.7.1990), zum Beitritt der DDR 
nach Art.23 GG (am 23.8.1990 von der Volkskammer gebilligt), zur staatlichen 
Vereinigung (Einigungsvertrag, in Kraft getreten am 3.10.1990), den Wahlvertrag vom
11 Vgl. Ines und Thomas Skowron: Die Deutschlandpolitik der USA und der UdSSR im Kontext des 
deutschen Vereinigungsprozesses 1989-1990. Dipl.-Arb. der Univ. Leipzig 1992





























































































3.August 1990, sowie den Vertrag über die abschlieBende Regelung in bezug auf D- 
eutschland am 12.9.1990. Mit den Wahlen zu den Landtagen der fünf neuen Bun- 
deslànder am 14.10.1990 wird der traditionelle Fôderalismus wiederhergestellt; die 
Bundesregierung erhalt in den ersten Wahlen zum (Gesamt-) Deutschen Bundestag am 
2.12. 1990 ein bestâtigendes Votum in beiden Teilen, aber insbesondere im ôstlichen 
Teil des vereinigten Bundesgebiets.
Zusammenfassend kann gesagt werden, daB die AuBenbeziehungen bei der Sys- 
temtransformation eine prozeBbeschleunigende bzw. -ermôglichende Rolle gespielt und 
in der Person Gorbatschow einen entscheidenden Akteur in diesem ProzeB gefunden 
haben.
Frage 131 Inwieweit hat die AuBenpolitik der Bundesregierungen den ProzeB der 
Vereinigung gefôrdert oder behindert?
Im Hinblick auf die Frage nach den Wirkungen der westeuropàischen Intégrations- und 
der osteuropàischen Ôffnungspolitik als den beiden wichtigsten Grundsatzent- 
scheidungen der alten Bundesrepublik kann man sagen, daB die Intégration der beiden 
deutschen Staaten in die westlichen und in die ôstlichen Staatensysteme von der 
Wiedervereinigung zunâchst weggeführt hat und die Teilung Solange aufrechterhalten 
wurde wie der System-Antagonismus fortbestand. Die Option der Wiedervereinigung 
wurde aber sowohl bei den Westvertragen und - in geringerem MaBe - bei den 
Ostvertràgen der Bundesrepublik als auch bei den frühen Ostvertrâgen der DDR offen 
gehalten.
Der Vereinigungsschub ging jedoch nicht von der AuBenpolitik der beiden deutschen 
Regierungen, sondern von innenpolitischen Verânderungen in der DDR und in 
Osteuropa aus. Die Kohl/Genscher-Regierung hat allerdings recht rasch diese 
Entwicklung erkannt und den ProzeB nach Krâften gefôrdert ohne Initiator gewesen zu 
sein. Der spezifische Beitrag der westdeutschen Regierungen zur Vereinigung kann - 





























































































Nachtraglich lassen sich - dies hat auch die Bundestagsdebatte im Friihjahr 1994 
gezeigt - sowohl Adenauers Konfrontations- als auch Brandts Kooperationsstrategien 
in bezug auf die Vereinigungsfrage rechtfertigen. Die Verteidigung der westlichen 
Wertegemeinschaft in der Phase des Kalten Krieges lieB von den vorgegebenen Zielen 
her gesehen eine andere Politik als die der Konfrontation nicht zu; die Perspektive der 
"magnetischen Anziehung" als Zukunftserwartung ist auf eine Weise sichtbar geworden 
wie sie wohl von den Autoren (Kennan, Schumacher, Adenauer) nicht erwartet werden 
konnte.
Doch auch die Brandtsche neue Ostpolitik kann retroperspektiv einen Beitrag zur 
Vereinigung fiir sich reklamieren. 1m Klima der Entspannung wurde von dieser Politik 
ein Vertrauenspotential in Deutschland und Europa aufgebaut, das die Umwalzungen 
im Osten erleichtert und die Zustimmung zur Vereinigung ermoglicht hat.
Frage (41 1st die AuBenpolitik der neuen Bundesrepublik die der alien?
Welche Folgen ergeben die geschilderten intemationalen, regionalen und nationalen 
Verânderungen fiir die bundesdeutsche AuBenpolitik?
Da die Vereinigung der beiden deutschen Staaten als Eingliederung der DDR in die 
Bundesrepublik nach Art. 23 des Grundgesetzes vollzogen wurde und nicht in Form 
einer Konfoderation (Kohls 10-Punkte) oder einer Neubildung, die nach Art. 146 
moglich gewesen ware, liegt die These nahe, daB vor allem innenpolitisch die neue 
Bundesrepublik eine Fortsetzung der alten Bundesrepublik ist. Da sich die Vereinigung 
auBenpolitisch nach den Bedingungen der verfassungs- und vertragsrechtlich 
vorgesehenen Konditionen vollzogen hat, liegt auch hier die Kontinuitàtsthese nahe. 
Die Bundesrepublik ist integraler Bestandteil des westlichen Biindnis- und In- 
tegrationssystems geblieben und hat den Willen bekundet, dies auch in Zukunft bleiben 
zu wollen.
Aus der Zweiten Republik ist nicht, wie einige Autoren wahrhaben wollen, die Dritte 
Republik geworden. Zu gewichtig sind die innenpolitischen (soziale Marktwirtschaft, 




























































































auBenpolitischen (EG/EU, NATO, KSZE) Kontinuitaten. Das Ziel der europaischen 
Einigung ist nach der Beendigung der Bedrohung aus dem Osten nicht aufgegeben 
worden; dies belegt, daB die europaische Integration fur die Bundesrepublik nicht nur 
aufgrund dieser Bedrohung zustande kam und auch nicht nur als Vehikel zur Losung 
der deutschen Frage instrumentalisiert wurde, sondern auch und vor allem den eigenen 
okonomischen und politischen Interessen entsprach. Die organisierten Interessen von 
Unternehmen, Gewerkschaften und Kirchen haben die europaische Integration 
gefordert.
Dennoch: die neue Bundesrepublik ist nicht die alte. Zu groB sind die Einstellungs- 
Unterschiede zwischen den westlichen und den ostlichen Bundeslandern zu innen- wie 
auBenpolitischen Themen.13 Wahrend die Bundesrepublik in den fiinfundvierzig 
Jahren ihres Bestehens eine Verwestlichung erlebt hat, blieben die DDR- Burger im 
obrigkeitsstaatlichen Korsett; die Distanz zu westlichen Staaten (USA) und Biindnis- 
systemen (NATO) ist auf Grund jahrelanger Propaganda deutlich groBer, die zu 
Osteuropa deutlich geringer. Es haben sich politische Kulturen ausgebildet, die von 
unterschiedlichen Werten getragen waren und aufgrund der geopolitischen Lage eine 
unterschiedliche Orientierung erhielten. Der ProzeB der Angleichung wird zwar den 
Westen als dominant erhalten, aber erganzt werden durch den Blick nach Osteuropa, 
vor allem dann, wenn die Markte in Osteuropa wieder interessant werden.
Theoretische Zwischenbilanz zur Erklarung der zeitgeschichtlichen Umwalzungspro- 
zesse
Die Literatur zu den osteuropaischen Revolutionen ist inzwischen zahlreich gewor- 
den14; sie unterscheidet sich aber nach Reichweite und Ursachen, nach kurz- und
13 Vgl. Elisabeth Noelle-Neumann: Die Westbindung im Spiegel der Demoskopie; und Erwin und Ute 
Scheuch: Die Deutschen und der Westen. In: Zitelmann, R./ WeiBmann, K. /  Groheim, M. (Hrsg.): 
Westbindung. Chancen und Risiken fur Deutschland. (Propylaen) Frankfurt/Berlin 1993, S. 277-321
14 Bauman, Zygmunt: A Revolution in the Theory of Revolutions? In: IPSR, Vol. 15, No. 1, 1994,S. 15-24; 
Pizeworski, Adam: Problems in the Study of Transition to Democracy. In: 0 ‘Donnell, G/ Schmitter, P./ 
Whitehead, L.: Transition from Authoritarian Rule. 1986; Porsch, B./ Martin, A.: Die Revolution in der DDR. 




























































































làngerfrïstig wirkenden Faktoren, nach innen- und auBenpolitischen Ereignissen. 
Genannt werden in der einschlâgigen Literatur folgende Faktoren bzw. Faktorkon- 
stellationen in den ehemaligen sozialistischen Staaten: Legitimationsdefizite in Politik, 
Ôkonomie, Rechts- Kultur- und Nationalstaatlichkeit; Fehlanpassung und Autismus der 
politischen Führung sowie deren Führungsschwâche; auBenpolitisch war der Kurs- 
wechsel der Führungsmacht Sowjetunion, die Vorbildereignisse in sozialistischen 
Nachbarlàndern sowie die Existenz von Referenzgesellschaften im Westen au- 
schlaggebend, innenpolitisch wirkten lângerfristig Faktoren der nationalen Kultur 
(Religion), kurzfristig die Protest- und Fluchtbewegungen.
In theoretischer Sicht zeigt die Darstellung des Vereinigungsprozesses aus der Sicht der 
alten Bundesrepublik, daB der realistische Ansatz zwar zur Bestimmung nationaler 
Interessen im Sinne lângerfristig bestimmender Orientierungen herangezogen werden 
kann - und wir haben diese nach nationalen, sicherheits- und wirtschaftlichen Interessen 
der Bundesrepublik qualifiziert - , daB er allerdings zum Verstehen der deutschen 
NachkriegsauBenpolitik erheblich modifiziert und durch andere Erklàrungsansâtze 
ergânzt werden muB. Zwar ist es sicherlich môglich, für historische Zeitabschnitte 
konstante Interessen einzelner Akteure auszumachen und auch die Regierungen auf 
bestimmte Pràferenzen festzulegen, d.h. m.a.W. das nationale Interesse zu bestimmen; 
dieses resultiert einerseits aus grundlegenden Gegebenheiten der geographischen und 
geopolitischen Lage des Landes, den demographischen, ôkonomischen, militârischen 
etc. Bedingungen und deren Umsetzung in Regierungspolitik. Andererseits sind es ins- 
besondere für das Nachkriegsdeutschland die politischen Mitspieler, die den 
Aktionsrahmen abgesteckt haben, innerhalb dessen sich die AuBenpolitik der Bundes­
republik vollzogen hat. Die AuBenpolitik der "alten" Bundesrepublik war zum Teil 
mitgestaltet von auswàrtigen Akteuren (Rosecrance: penetriertes System), meist aber 
zumindest koordiniert mit den wichtigsten Verbündeten. M.a.W. die AuBenpolitik der
Hamburg 1990; Opp, Karl-Dieter: DDR 1989. Zu den Ursachen einer spontanen Revolution. In: KZfSS, H.2, 
1991; Staritz, Dietrich: Ursachen und Konsequenzen einer deutschen Revolution. In: Sonderband Fischer 
Weltalmanach, 1990; Meuschel, Sigrid: Wandel durch Auflehnung. In: Berliner Journal fur Soziologie, 1991; 
Maier, Gerhard: Die Wende. Bundeszentrale fur politische Bildung, Bonn 1990; Liebert, U./ Merkel, W. (Hrsg.): 




























































































Bundesrepublik muB mit Hilfe von Interdependenzansatzen ebenso behandelt und 
erklârt werden wie mit Realismusansâtzen.
Für die deutsche AuBenpolitik gilt, daB sie nicht im Verstândnis der realistischen 
Schule mit militarischen Machtkategorien (Stichwort: zivile Handelsmacht) erfaBt und 
auch nicht allein auf staatliche Politik reduziert werden kann; auch der EinfluB wirt- 
schaftlicher oder kirchlicher Verbânde in den verschiedenen Phasen der deutschen 
AuBenpolitik ist nicht mit dem rein staatlichen Handlungsverstandnis vereinbar. 
Verbande, Kirchen, Medien etc. haben als Nicht-Staatliche Akteure eine wichtige Rolle 
gespielt (Vgl. Pfetsch: 1981). Ebensowenig kann das Basistheorem des realistischen 
Ansatzes, nàmlich dem der externen anarchischen Umwelt mit den relativ stabilen Blo- 
ckbildungen des Kalten Krieges in Einklang gebracht werden. Die Blockbildungen in 
Ost und West waren für den Akteur Bundesrepublik ailes andere als anarchisch, 
sondera eben festgefügte und in ihrem Verhalten einigermaBen berechenbare Gebilde. 
Deshalb beklagen eingefleischte "Realisten" wie John Lewis Gaddis (1987) oder John 
Mearsheimer (1990) den Wegfall des Kalten Krieges. DaB externe Akteure Mitspieler 
im nationalen Entscheidungssystem waren und sind, liegt ebenfalls quer zu den 
Pràmissen des realistischen Ansatzes. Bedingt kann auch nur die Abgabe von 
Souverânitâtsrechten an eine supranationale Instanz wie die EG/EU mit dem 
realistischen Ansatz in Einklang gebracht werden. Allerdings hat z.B. Morgenthau die 
Übertragung von nationalen Kompetenzen an iiberregionale Institutionen nicht 
ausgeschlossen für den Fall, daB damit ein Zugewinn verbunden ist (Morgenthau: 1952, 
S.972-973); auch im neo-realistischen Ansatz wird ein Positiv-Summen-Spiel als 
Bedingung für Interdependenzbeziehungen genannt (Stein:1990).
Ein weiteres Charakteristikum der bundesdeutschen AuBenpolitik ist nur bedingt mit 
den Kategorien des realistischen oder neo-realistischen Ansatzes zu erfassen. Die nach 
auBen gerichteten Aktionen der "alten" Bundesrepublik waren mit nur wenigen 
Ausnahmen mit den westlichen Partnem abgestimmt, koordiniert oder z.T. in 
vorauseilendem Gehorsam auf die Verbiindeten ausgerichtet. Die West- wie die 
Ostpolitik war als multilatérale Vertragspolitik angelegt, die westeuropàische 




























































































Supranationalitàt nur durch Abtretung souveràner Rechte zu realisieren; auch die 
Vereinigungspolitik war, wie gezeigt, in den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen interna­
tional abgesichert. Diese Politikanlage kann mit dem neo-realistischen Ansatz der Opti- 
mierung oder der Maximierung nationaler Interessen, die bei Interessenkonkordanz 
auch gemeinsam mit anderen Akteuren erreicht werden kônnen, nur unzureichend 
erfaBt werden.
Diese ausgehandelte und verhandelte, multilateral angelegte Politik bzw. diese 
neuartigen Vergemeinschaftungs- und kollektiven Entscheidungsprozesse sind eher mit 
Hilfe von Interdependenzansàtze der liberalen oder funktionalistischen Schule zu 
erfassen. Hierzu gehôren Kooperations-, Integrations- oder Regimetheorien. Auch 
Konstitutionalismus- und Fôderalismusansâtze helfen, die Perspektive eines europâi- 
schen Bundesstaates zu erfassen, der für die bundesrepublikanische AuBenpolitik zum 
wichtigen Orientierungsrahmen wurde. Hinzu kommt ein Netz nicht-staatlicher Ver- 
bindungen wie internationale Wirtschafts- und Gewerkschaftsverbânde, parteiliche 
Zusammenschlüsse, Stâdtepartnerschaften, régionale Kooperationen etc., die trans­
national angelegt sind und am ehesten von den Interdependenzschulen der Inter- 
nationalen Beziehungen erfaBt werden kônnen.
Die innenpolitische Umsetzung der Vereinigungspolitik geschah seitens der Bundes- 
republik eher im Stil klassischer AuBenpolitik. Im innenpolitischen Entscheidungs- 
system war vor allem die Exekutive gefordert und maBgeblich beteiligt. Vor allem der 
Bundeskanzler und der BundesauBenminister mit ihren jeweiligen Verwaltungen fiel 
die Rolle der aktiven Gestalter zu, nachdem der Umschwung in der DDR sichtbare 
Formen angenommen hatte.15 Die bremsenden oder eher verhalten reagierenden 
Gruppen und Institutionen wie die Oppositionspartei SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten 
Lafontaine, die zur PDS sich gewandelte SED, die Bundesbank, einige literarische 
Meinungsführer (Günter Grass) etc. hatten keine mehrheitsfàhige Anhângerschaft. Die 
Alternative zur Vereinigung nach Art.23 GG, nâmlich nach Art.146 GG mit einer 
neuen Verfassung wurde mit dem Volkskammervotum vom 23.8.1990 obsolet, fand
15 Vgl. u.a. H. Telschik: 329 Tage. Innenansichten der Einigung. Berlin 1991; W. Schàuble: Der 




























































































aber z.T. Eingang in den Einigungsvertrag, der eine Révision des GGs bis 1994 vorsah, 
dann aber nur zu einigen Verfassungsànderungen geführt hat.
Neue Auseangslage: Verànderte nationale Rahmenbedineungen nach der Wieder- 
vereinigung
Verànderte Strukturen, neue AusstattungsgrôBen und Kontextkonstellationen erzwingen 
neue Handlungsoptionen. Welche Verânderungen markieren den Handlungskontext der 
vereinten Bundesrepublik?
Durch die Vereinigung hat sich zunàchst geopolitisch wichtiges geândert: Von der 
Randlage des Kalten Krieges ist Deutschland wieder in die traditionelle europâische 
Mittellage gerückt mit dem wichtigen Unterschied zu früheren Zeiten allerdings, daB 
die westlichen Bündnis- und Integrationsysteme weiter bestimmend bleiben. Die 
Bundesrepublik ist zu einer mittelgewichtigen Macht in West-Zentraleuropa geworden. 
Sie liegt westlicher als das Bismarckreich.
Auch die PotentialgrôBen haben sich verândert: Durch die Vereinigung hat sich die 
Wirtschaftskraft um etwa 10% erhôht, die Bevôlkerung ist um 20% gewachsen und das 
Territorium wurde um 30% vergrôBert. Diese Zuwachse lassen die Bundesrepublik aber 
nicht zu einer Supermacht werden. In den drei Bereichen von Macht -Militàr, 
Ôkonomie, Politik - ist sie zwar gut ausgerüstet, bleibt aber auf einem mittleren 
Niveau; militârisch bleibt der Verzicht auf ABC-Waffen, die Begrenzung der 
Mannschaftsstârke und das Fehlen eines stàndigen Sitzes im UN-Sicherheitsrat, 
ôkonomisch werden für die neunziger Jahre die staatlichen Ressourcen auf die 
Ankurbelungs- und Transferprogramme in den neuen Bundeslànder konzentriert blei­
ben; auch die vertraglich vereinbarten Zahlungen an RuBland bzw. an die GUS werden 
die Staatsfinanzen in Anspruch nehmen und damit Ressourcen binden. Hinzukommt, 
daB durch die Vollendung des Binnenmarktes und die angestrebte Wirtschafts- und 
Wàhrungsunion die EU der wichtigste transnationale Entscheidungsrahmen für eine 
Vielzahl wirtschaftlicher Vorgànge ist und die Bundesrepublik damit eingebunden 




























































































Politisch leuchtet das Modell der liberal-sozialen Demokratie nicht mehr so hell wie 
die Zivilgesellschaft der alten Bundesrepublik. Diese Tatsachen relativieren deutlich 
den Potentialzuwachs.
Dennoch ist durch die Lôsung der deutschen Frage der auBenpolitische Handlungs- 
spielraum grôSer geworden und die AuBenpolitik der neuen Bundesrepublik wird ein 
normales MaB im Verhâltnis von national- und integrationsbestimmter Politik 
aufweisen wie es etwa bei Frankreich oder GroBbritannien zu beobachten ist. Als rela- 
tiv selbstandiger und aktiver Akteur hat sich Deutschland z.B. gegeniiber dem ausein- 
anderfallenden Jugoslawien verhalten und bei UNO-Aktionen steigt die Beteiligung. 
Auch wurde die europaische Integration immer wieder mit neuen Initiativen gefôrdert 
und Meinungsbefragungen zeigen eine groBere Skepsis gegeniiber Briissel, m.a.W. die 
Bundesrepublik hat sich als nationaler und kollektiver Akteur mit grôBerem Gewicht 
einer im Vergleich zu anderen europâischen Staaten mittleren Position genâhert.
Frage (51 Neue Aufgaben der bundesdeutschen AuBenpolitik und die Orientierungs- 
diskussion
Nach der Vereinigung, die der Bundesrepublik wirtschaftlich einen Zuwachs an 
Potential, politisch durch Wegfall der Vier-Machte-Rechte einen Zuwachs an 
Souverânitât gebracht hatte, und nach der Auflôsung des sowjetischen Machtblocks, 
die Bedrohungen aus dem Osten abgebaut hat, stellen sich fiir die bundesdeutsche 
AuBenpolitik neue Aufgaben und Prioritâten. Als handelnder Akteur ergeben sich fiir 
die bundesrepublikanische Regierung fünf verschiedene Verhaltensweisen, je nachdem, 
ob das Handeln als einzelstaatlich Oder als gemeinschaftlich verstanden wird. Die Skala 
reicht von
- national selbstandigem Verhalten,
- durch EU- oder andere Staaten unterstiitztem Verhalten,




























































































- koordiniertem oder harmonisiertem Verhalten bis zum
- Gemeinschaftshandeln im Rahmen von EG/EU-Entscheidungen (Vgl.Pfetsch: 1994, 
S.125).
Nach geopolitischen Aktionsfeldern lassen sich diese Verhaltensweisen und die daraus 
zu folgernden Optionen folgendermaBen konkretisieren:
(1) Die Osteuropapolitik
Osteuropa muB in dem Aufgabenkatalog an erster Stelle genannt werden, weil von 
dieser Region die groSten Unwagbarkeiten, Unsicherheiten, ja Bedrohungen ausgehen 
konnen und weil hier die Bundesrepublik kraft ihres wirtschaftlichen Potentials und 
langerfristiger Sicherheitsinteressen als relativ selbstandiger Akteur aufgetreten ist und 
voraussichtlich auftreten wird.
Nach Osteuropa gerichtet geht es um die Unterstiitzung des Ubergangs von der 
sozialistischen Diktatur zu freiheitlicheren politischen Organisationsformen, zu wirt- 
schaftlichem Liberalismus und der Restrukturierung des mittel- und osteuropaischen 
Raumes. GemaB dieser Aufgaben hat die Bundesregierung die bilaterale Vertragspolitik 
der siebziger Jahre nach der Vereinigung fortgesetzt und mit alien Staaten des friiheren 
Warschauer Paktes vertragliche Vereinbarungen getroffen. Diese Abkommen berufen 
sich alle auf volkerrechtliche Prinzipien wie sie in der Charta der Vereinten Nationen, 
in der SchluBakte von Helsinki, in der Charta von Paris und in weiteren Dokumenten 
der KSZE-Folgetreffen festgelegt worden sind. Dazu gehoren das Friedensziel, die 
Gewaltfreiheit, die Achtung der Menschenrechte, die souverane Gleichheit, der 
Gebrauch friedlicher Mittel bei Streitigkeiten, die Verwirklichung von Rechtsstaatlich- 
keit, Demokratie, freier Selbstbestimmung sowie der Erhalt der nattirlichen Umwelt. 
In chronologischer, die Prioritaten der Ostvertrage Anfang der siebziger Jahre 
einhaltender Reihenfolge wurden im Zeitraum 1990 bis 1992 fiinf Vertrage mit der 
Sowjetunion bzw. RuBland geschlossen, zwei mit Polen und je ein Vertrag mit 




























































































staaten sowie die EG selbst haben àhnliche Vertrâge mit osteuropâischen Staaten 
abgeschlossen. Die meisten dieser Vertrâge enthalten Unterstützungszusagen für die 
Aufnahme in die EU.
Die Osteuropapolitik wird deshalb wichtig, werm nicht gar wichtiger sein, weil 
Unsicherheit iiber die innenpolitische Entwicklung in RuBland sowie den anderen GUS- 
Staaten besteht und neue Strukturen sich erst bilden müssen. Dazu gibt es vier 
denkbare Muster: erstens RuBland entwickelt sich zur nationalistischen Diktatur und 
kehrt zur alten imperialen Politik zurück, versucht also, auf seine Umgebung 
einzuwirken, zweitens RuBland nimmt sich dem Schutz der russischen Minoritàten in 
den ehemaligen Sowjetrepubliken an (Kosyrev-Doktrin) und wàchst so zwangslâufig 
in eine dominierende regionale Rolle hinein; drittens verwandte Kulturraume bauen 
untereinander neue Beziehungen auf, so die mitteleuropaischen, die baltischen und die 
zentralasiatischen Staaten; und schlieBlich viertens kommt es zu einem Abdriften zu 
Nachbarregionen: der zentralasiatischen Staaten nach Siiden (Tiirkei, Iran, Afghanistan), 
der baltischen Staaten nach Nord-Westen (Skandinavien, Westeuropa) und der 
mitteleuropaischen Staaten nach Westen (EU, NATO etc.).16 Das Sicherheitsrisiko ist 
für Westeuropa vor allem beim ersten Szenario groB, wo russische und die westeuropa- 
ische Interessen kollidieren. Das zweite und dritte Szenario birgt Konflikte zwischen 
den mitteleuropaischen Làndern und RuBland. Das vierte Szenario des Abdriftens fiihrt 
unweigerlich zu Konflikten zwischen RuBland und Westeuropa auf der einen und den 
muslimischen Landern des Siidens auf der anderen Seite.
Òkonomisch konnen die Ostmârkte mittel- oder langfristig wieder intéressant werden. 
Allerdings scheinen kurzfristig bei den geschrumpften Markten die Aussichten nicht 
giinstig. Der Export in die ehemaligen RGW-Lànder ist nach 1990 auf Grund von 
Zahlungsschwierigkeiten deutlicher zuriickgegangen als die Importe; die in den 
Vertràgen vereinbarten Transferleistungen der Bundesrepublik nach RuBland tragen 
eher Konsum- nicht investiven Charakter, so daB damit eine Wirtschaftsbelebung in
16 Vgl. Hierzu Klaus Segbers: Die neue Uniibersichtlichkeit. In: Die Gemeinschaft Unabhangiger 




























































































Zeiten des Umbaus kaum erwartet werden kann. Immerhin liegt der Anted des 
Osthandels der Bundesrepublik immer noch etwas hôher als der des Handels mit den 
USA.
Diese geopolitische Orientierung ergàbe für die deutsche AuBenpolitik eine erste 
Option. Osteuropa mit RuBland zu organisieren; neue Beziehungen zwischen den alten 
GroBmâchten und der Achse Bonn/Berlin-Moskau würden zu einer Abgrenzung von 
EinfluBbereichen auf der Unie Finnland-Baltikum-Polen-Slowakei-Ungarn-Rumânien- 
Bulgarien fiihren.
(2) Westeuropapolitik
Im Westeuropa der Europâischen Union (EU) steht die Vertiefung und Erweiterung, 
die Demokratisierung und Verwirklichung des Maastrichter Vertrags, d.h. die 
Aufnahme vier weiterer Mitglieder samt damit verbundener Restrukturierung der 
politischen Organe der EU an. Die deutsche Europapolitik der Vertiefung und 
Erweiterung der Europâischen Gemeinschaft wurde auch in den neunziger Jahren 
fortgesetzt und in die Verhandlungen um die Vollendung der Wirtschafts- und Wâh- 
rungsunion mit den EG- Regierungen die Forderung nach einer Foderalisierung hin zu 
einer Europâischen Union eingebracht. Der Maastrichter Vertrag vom Dezember 1991 
war in einzelnen Lândem hart umkàmpft. Nach dem negativen Volksvotum in 
Dànemark stand die Volksabstimmung in Frankreich auf der Kippe und die Ab- 
stimmung im britischen Unterhaus konnte nur über zeitliche Verzogerung und Koppe- 
lung an die nochmalige positive dànische Abstimmung im Mai 1993 gerettet werden. 
Der positive Ausgang des Irland-Referendums wurde von den Parlamenten in den ande- 
ren EG-Staaten Spanien, Portugal, Deutschland, Niederlande, Griechenland, Belgien, 
Luxemburg und Italien nachvollzogen. Diese Vorgânge zeigen ein Dilemma an, das in 
der Diskrepanz zwischen Zentralisierung und Demokratisierung liegt (Scharpf:1992, 
S.14). Die deutschen Regierungen haben sowohl fiir eine Vertiefung der Integration als 




























































































schlieBen solle, optiert. Das Zielmodell fur Europa wird in einer foderierten europai- 
schen Union gesehen und soil nicht im Intergovernementalismus Oder im Supranationa- 
lismus enden, d.h. die bestehende EG bedarf weiterer foderalistischer und demokrati- 
scher Strukturen. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Maastrichturteil mit dem 
Begriff des Staatenverbundes eine Wortschopfung vorgenommen, die ein Gebilde 
zwischen Staatenbund und Bundesstaat zum Ausdruck bringen soli. Die Europawahl 
am 12. Juni 1994 hat den europapolitischen Integrationskurs der Bundesregierung 
nachhaltig bestatigt, allerdings in verschiedenen Landern Renationalisierungstendenzen 
sichtbar gemacht.
In der Sicherheitspolitik wurde mit der deutsch-franzosischen Brigade und dem 
"Eurocorps" ein Anfang fur eine Europaisierung gemacht und die Starkung der WEU 
als europaischer Sicherheitsorganisation vorgesehen. In der Europapolitik hat die 
Bundesrepublik selbstandiges (Anerkennung ehemals jugoslawischer Staaten), selektiv 
unterstiitztes (Eurocorps) und Gemeinschaftsverhalten (EG bzw. EU-Politik) gezeigt.
Die Vertiefungsdebatte laBt eine zweite Option fur die deutsche AuBenpolitik sichtbar 
werden, namlich das "Karolinische Europa" (Ash) mit den Kernlanden Deutschland, 
Frankreich und den Benelux-Staaten und dem Ziel der "Vereinigten Staaten von 
Europa". Dieses Konzept gabe der Bundesrepublik die Chance, nicht der Mittellage 
ausgeliefert zu sein.
Die Erweiterungsdebatte hat jedoch auch ein dritte Option fur die deutsche AuBenpo­
litik sichtbar werden lassen, namlich ein um skandinavische und osteuropaische Staaten 
erweitertes Westeuropa. Es wird zu zeigen sein, daB diese Option fiir das vereinigte 
Deutschland aus Sicherheits- okonomischen und politischen Interessen die derzeit 
wichtigste Option darstellt.
(3) Transatlantische Partnerschaft




























































































Sicherheit einschlieBlich Osteuropas gefunden werden. Der verteidigungspolitische 
Spielraum bedarf neuer Rahmenbedingungen, um mit Krisen wie denen in Osteuropa 
(ehemalige Sowjetrepubliken und Jugoslawien) fertig zu werden. Ôkonomisch wurde 
mit den G-7 Gipfeltreffen ein Instrument der Abstimmung zwischen den wichtigsten 
westlichen Industriestaaten geschaffen und der Trilateralismus Amerika (NAFTA) - 
Europa (EU) - Ostasien (Japan) wird mit all seinen Interessengegensatzen weiterhin den 
ôkonomischen Aktionsraum bestimmen. Dieser spielt vor allem fiir den Industrie- und 
Handelsstaat Bundesrepublik eine wichtige Rolle und dies in stârkerem MaBe als fiir 
andere EU-Mitglieder, deren ôkonomische Verflechtung mit der EU grôBer sind. Über 
80 % des AuBenhandels der Bundesrepublik wurden 1990 mit westlichen Industrie­
staaten abgewickelt; der Anted der zwôlf EU-Staaten betrug etwas über 50%, m.a.W. 
etwa 30% des AuBenhandels wird im westlich kapitalistischen Ausland mit Nicht-EU- 
Staaaten abgewickelt. Die ôkonomischen Interessen deuten somit auch über den 
europaischen Markt hinaus und finden in der Forderung nach Liberalisierung der 
Weltmàrkte ihren Ausdruck. Hierin trafen und treffen sich die US-amerikanischen und 
die deutschen Interessen.
Die Neuorientierung des europaisch-amerikanischen Verhâltnisses war nicht nur durch 
die Auflôsung des sowjetischen Imperiums notwendig geworden, sondern auch durch 
Gewichtsverlagerungen zwischen beiden transatlantischen Pfeilem. Die Bush- 
Administration sah als wichtigste Klammer zwischen der westlichen Welt die NATO 
an, der gegenüber die WEU oder die KSZE zweitrangig bleiben sollten. Die Europàer 
dràngen auf mehr Gleichberechtigung innerhalb des NATO-Bündnisses, Bush kam dem 
mit dem Konzept des "burden sharing" entgegen; in bezug auf die Bundesrepublik 
sprach Reagan schon zuvor von "partner in leadership"; die Clinton-Administration 
scheint ein mehr an Verantwortung der Europàer als Entlastung willkommen zu heiBen. 
Die "Partnerschaft für den Frieden" als von Clinton inspiriertes Angebot der NATO an 
den europaischen Osten versucht RuBland und die mitteleuropaischen Staaten 
gleichermaBen einzubeziehen.
In wichtigen die AuBenpolitik betreffenden Fragen ist es eher - von ôkonomischen 




























































































(Morgan: 1974) bestimmten Politik gekommen; das Verhalten kann nach unserer 
Typologie im groBen und ganzen als koordiniert unterstützend bezeichnet werden. Der 
geschilderte VereinigungsprozeB kann als exemplarischer Beleg dafür dienen.
Die Ausrichtung auf die USA würde der Bundesrepublik eine vierte Option geben, 
nàmlich die einer weltpolitische Rolle vor allem im ôkonomischen Trilateralismus und 
würde vor allem von Atlantikern und ôkonomischen Mondialisten unterstützt werden. 
Die Offerte Clintons einer "special relationship" zwischen den USA und Deutschland 
geht von dem Gedanken eines europâischen Intergouvernmentalismus mit Deutschland 
als der europâischen Führungsmacht aus.
(4) Das deutsche Engagement im Rahmen der UNO
Das Engagement der Deutschen in der UNO ist in den achziger Jahren grôBer 
geworden. Deutsche UNO-Einsâtze polizeilicher Art zur Überwachung von Wahlen hat 
es in Namibia und Kambodscha gegeben, deutsche Schiffe sind als Kontrollboote zur 
Überwachung des UN-Embargos in der Adria vor der Küste des ehemaligen 
Jugoslawiens eingesetzt worden, Versorgungsflüge in die Kriegsgebiete in Bosnien- 
Herzegowina haben im Rahmen von UNO-Einsàtzen stattgefunden. Schon wàhrend des 
zweiten Golfkrieges sind deutsche Flugstaffeln zur Stationierung in die Türkei beordert 
worden. In Somalia ist eher humanitâre Hilfe geleistet worden, wie Lazarett-, Brunnen- 
und Bewâsserunganlagenbau. Die MaBnahmen waren bisher eher friedenserhaltend als 
friedensschaffend.
Die innenpolitische Diskussion in Deutschland kreist einmal um die Beteiligung an 
Blauhelmeinsàtzen im Rahmen der UNO. Das Grundgesetz wurde dabei immer wieder 
als Argument für und gegen ein grôBeres Engagement ins Feld gefiihrt. Das 
Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom Juli 1994 die Zulâssigkeit von 
Bundeswehreinsàtzen im Rahmen der UNO nach vorheriger Zustimmung des 
Parlaments als mit dem Grundgesetz vereinbar erklârt. Die deutsche Forderung nach 
einem stândigen Sitz im UN-Sicherheitsrat macht eine umfassendere Reform dieses 




























































































Ende des Kalten Krieges entspricht und die die neuen regionalen Schwerpunkte in 
Europa, der Dritten Welt und im Pazifik (Japan) wiederspiegeln.
Bisher hat die UN-Politik der Bundesregierung sehr stark Züge koordinierter, wenn 
nicht gar integriertem gemeinschaftlichen Verhaltens gezeigt. Die Vorgaben des 
Grundgesetzes wurden von Gegnern eines groBeren Engagements, ob zurecht oder zu 
unrecht, als Argument fur ein eher passives Verhalten herangezogen.
Welche der genannten Optionen sind wahrscheinlich bzw. sollten gewahlt werden? Die 
Antwort auf diese Frage soil in zwei Schritten vorgenommen werden, namlich einmal 
durch Resumé der im Schrifttum sichtbaren Orientierungen und zum andern durch 
Begriindung der Option fiir die Osterweiterung.
Die Orientierungsdiskussion zu einer (neuen-) deutschen AuBenpolitik
Wie werden die genannten internationalen, regionalen und nationalen Veranderungen 
im deutschen wissenschaftlichen Schrifttum wahrgenommen, wie interpretiert und 
beurteilt?
Die geschilderten intemen- und extemen Veranderungen sind in neueren Publikationen 
aufgegriffen worden und haben z.T. Positionen der unmittelbaren Nachkriegszeit 
sichtbar werden lassen. Die Diskussion kreist dabei um machtstaatliche Themen wie 
dem des militarischen Engagements im Rahmen von NATO oder UNO, aber auch um 
Interdependenzthemen, die bisher nur wenig diskutiert worden sind, wie z.B. um die 
Westbindung, um die Nationalstaatlichkeit in einem integrierten Europa oder um die 
Geopolitik. Das Ende des Kalten Krieges und die deutsche Vereinigung haben das Mei- 
nungsspektrum erweitert und lange akzeptierte Optionen diskussionswiirdig werden 
lassen. Ein Buch mit dem Titel "Westbindung. Chancen und Risiken fur Deutschland", 
also die Relativierung der Westintegrationspolitik, ware noch in den achtziger Jahren 
nicht erschienen, làBt dies doch eine Tendenz der Abkoppelung vom Westen erkennen. 
Fiir die Generation der in die Bundesrepublik Hineingeborenen spricht Wehler deshalb 




























































































neuen Rechten" (U.Wehler in FAZ v.6.5.1994).
Man kann im Meinungsspéktrum zur Orientierung einer deutschen AuBenpolitik nach 
der Vereinigung grob drei Positionen ausmachen: eine rechte national-konservative, 
eine linke und eine mittlere liberale Position.
Auf dem rechten  Spektrum der Meinungsbildung wird wie in Zeitschriften "Junge 
Freiheit", "Mut", "Criticon" die selbstàndigere Rolle Deutschlands betont und ein 
groBeres weltpolitisches Engagement gefordert; das Heil fur die Losung anstehender 
Problème wird bei einigen Autoren im anachronistisch gewordenen Nationalstaat 
gesucht; der "Primat der Nation" (WeiBmann) wird beschworen, die "Mittellage" betont 
und vor der "Utopie einer Totalwestintegration" (Zitelmann) gewarnt. Im etablierten 
wissenschaftlichen Schrifttum sind aber deutlich Vorbehalte vor einem Sonderweg und 
der Abwendung von den USA und dem Antiamerikanismus zu erkennen; jedoch 
erfordere das abnehmende Gewicht der USA ein zunehmendes Engagement der 
Bundesrepublik. Das zugewachsene Machtpotential solle aber weder einem "neuen 
GrôBenwahn" (Baring: 1988) anheimfallen, noch einer "pastoralen Machtvergessenheit" 
(Schwarz: 1985) seitens eines bundesdeutschen Pazifismus ausgeliefert werden, sondem 
eigenstândiger genutzt werden. Die "chaotischen" Verhàltnisse in der Peripherie, die 
labile, gefâhrliche und unbefriedigende internationale Machtordnung forderten ein 
starkeres nationales Engagement und ein BewuBtsein iiber die Instrumente einer 
"verantwortlichen Machtpolitik" (Schwarz: 1985). Dabei dürften auch militârische 
Instrumente zur Unterbindung regionaler Konflikte kein Tabu sein. Für die Bundes­
republik ginge es nach Schwarz erstens urn den Erhalt der Werte liberaler Demokra- 
tien, zweitens um die Selbstbehauptung in der Gemeinschaft freier Republiken und 
drittens um die "Mitverantwortung für die globale Ordnung". Zwei Strômungen gelte 
es zu widerstehen: einer unverantwortlichen Machtsteigerung unter der Vorgabe der 
Wahrung légitimer Sicherheitsinteressen nachzugehen und dem Druck einer friedens- 
hungrigen Ôffentlichkeit Machtvergessener nachzugeben. "Verantwortungsethische 




























































































Oder gesinnungsethische Politik nach den Grundsàtzen der Bergpredigt. Einige Autoren 
fordern, iiber den Maastrichter Vertrag hinauszudenken und "Nationalstaatlichkeit" 
(Mayer) zu akzeptieren.
Auf dem linken Meinungsspektrum wird vor allem die Gefahr eines "europàischen 
Hegemons" Deutschland gesehen und auf Ausbau und Demokratisierung der 
europàischen Strukturen gedrângt. In der Einschâtzung einer unsicheren Umwelt trifft 
sich die linke Position mit der rechten, nur daB die Gefahr von Turbulenzen von den 
intemationalen Màrkten ausgehe (Narr, Deppe, Hufschmid in: C.Thomas et al.:1993). 
Deshalb gelte es, die Institutionalisierung von wirtschafts- und wàhrungspolitischen 
Regulierungen zwischen Nordamerika - Ostasien - Westeuropa zu betreiben, um so die 
strukturellen Instabilitâten der kapitalistischen Entwicklung aufzufangen. Einwânde 
gegen die Handelstaatstheorie der Liberalen werden formuliert: die strukturellen Wider- 
spriiche der kapitalistischen Wirtschaft führten zu Krisen und Anfàlligkeit für 
Schwankungen, die Veranderungen in den Metropolen und die Deformationen am 
anderen Ende der Welt blieben auBer acht. Aus den Schriften ist ein Plàdoyer für die 
Bewahrung der alten zivilen Bundesrepublik herauszulesen mit dem Zusatz der 
Überwindung der Zweidrittelgesellschaft im Innern und der Nord-Süd-Differenz im 
ÀuBeren. Die neue Bundesrepublik müsse bei ihrer militârischen Enthaltsamkeit bleiben 
und keine Pràsenz auf intemationalen Kriegsschauplàtzen zeigen. Aus der Friedens- 
bewegung stammen Vorstellungen von einer entmilitarisierten, das NATO-Biindnis 
aufkiindigenden Bundesrepublik (Albrecht: 1992); eine "GroBmacht klassischen 
Zuschnitts", eine "europàischen Hegemonialmacht" oder "militàrische Machtpolitik" 
werden verurteilt.
Eine bre ite  libera le  M in e, der die Mehrzahl der deutschen Politologen angehoren, 
plâdiert ebenfalls für eine Weiterentwicklung der alten bundesrepublikanischen 
AuBenpolitik, betont die gewachsenen Interdependenzen und will dem vereinigten 
Europa mehr Gewicht in der Weltpolitik geben. Das Handelsstaatstheorem, das 




























































































ein ziviler Handelsstaat bzw. ein "international kooperierender demokratischer 
Handelsstaat" (Rittberger: 1990) bleiben. Dabei wird iibersehen, daB die Bundesrepublik 
nie nur ein Handelsstaat wie etwa Singapur Oder Hongkong war, sondem als Basis eine 
Industriegesellschaft besitzt. Die Gefahr durch Turbulenzen in der Peripherie wird in 
liberaler Perspektive durch Dependenzbeziehungen (Kohler-Koch:1989) fiir bewaltigbar 
gehalten und einzelstaatliche Aktionen sollen abgestimmt mit anderen erfolgen. Die 
neue Bundesrepublik solle weder machtbesessen noch machtvergessen sein und schon 
gar nicht die "Geburt einer neuen deutschen Supermacht" bedeuten. In der Einschât- 
zung des Gewichtes der neuen Bundesrepublik wird eher auf low profile gespielt, die 
Integration der Bundesrepublik in die westlichen Integrationsstrukturen verhindere 
einen nationalen bzw. nationalistischen Alleingang; sie sei keine "économie dominan­
te", vielmehr vermindere die Einbindung in die Europàische Union das Eigengewicht. 
Die auBenpolitischen Interessen lâgen nach von Bredow und Jâger (1993) in Kriegs- 
verhütung, offener Welthandelsordnung, der Stabilitàt der europàischen Integration, der 
Handlungsfàhigkeit gesellschaftlicher Akteure, der Durchsetzung parlamentarisch- 
demokratischer Strukturen, dem Abbau von Asymmetrien zwischen Industriestaaten 
und Entwicklungslàndern, der Befreiung von falschen Projektionen im Deutschlandbild 
sowie der Politik der Westintegration. Deshalb haben die europàische Integration, die 
trilaterale Kooperation, die gesamteuropaische Koordination neben dem Ausbau 
bilateraler Beziehungen Vorrang.
Im Überblick ergeben sich Gemeinsamkeiten und Differenzen. Zunàchst erstaunt die 
Einmiitigkeit fiber die Gfite der AuBenpolitik der alten Bundesrepublik, deren 
Grundpositionen fibemommen und - unterschiedlich veràndert - weiterentwickelt 
werden sollen. Diese Nostalgie in bezug auf die alte Bundesrepublik verwundert 
insbesondere auch deshalb, weil deren Entwicklung von krass auseinander driftenden 
Richtungen begleitet war und begleitet ist; so lâBt z.B. der BeschluB des Bundeskon- 
gresses von Bfindnis 90/Grfine Ende Februar 1994 fiber den Verzicht auf jegliche 





























































































Die Gemeinsamkeiten von rechten und linken Positionen wiederum sind so erstaunlich 
nicht, denn sie sind in der Geschichte nicht selten aufgetreten. Unterschiedlich ist 
jedoch die Perzeption der Gefahr von Turbulenzen in der AuBenwelt auf dem linken 
und rechten Spektrum, die zu verschiedenen Einschàtzungen über die Art und Weise 
ihrer Beherrschung führt. Wâhrend die Rechte starker in nationalstaatlichen Mustern 
von Machtpolitik eine Losung sieht, wollen die Linken und Liberalen die inter- 
nationalen Strukturen ausgebaut und veràndert sehen.
Keine der drei aufgezeigten Positionen wünscht aber - von Teilen der minoritàren 
Grünen und der PDS einmal abgesehen - eine radikale Ànderung in den Grundpositi- 
onen der alten Bundesrepublik, zumal nicht bezüglich der westlichen Biindnis- und 
Integrationssysteme. Lediglich Modifizierungen und - dies aber schon gravierender - 
Relativierungen sind sichtbar.
Pladover fiir eine neuartige Briickenfunktion
Die vier von Timothy Ash vorgeschlagenen Optionen, die RuBland-Option, die 
karolinische Option, die Option des erweiterten Europa oder die weltpolitische Option, 
wurden und werden parallel laufend wahrgenommen; der Genscherismus, der ja gerade 
von dem sowohl-als-auch, und nicht von dem entweder-oder bestimmt ist, wird auch 
ohne Genscher weiterbetrieben werden, d.h sowohl die "special relationship" der 
Atlantiker mit den USA, als auch die der Gaullisten mit Frank- 
reich, sowohl die Vertiefung der Europaischen Union mit dem Zentrum Bonn-Paris als 
auch ihre Erweiterung um osteuropaische Staaten, sowohl vertiefte Beziehungen mit 
osteuropâischen Staaten als auch mit RuBland.
Dennoch gibt es nach Interessen und Handlungsbedarf bestimmbare Prioritaten und 
hierbei steht für die neunziger Jahre Osteuropa im Vordergrund.
Die Positionsbestimmung der neuen Bundesrepublik als einem Industrie- und 
Handelsstaat im Zentrum des europaischen Kontinents kann als Brückenfunktion 
gesehen werden mit der festen Verankerung im westlichen Bündnis, als treibende Kraft 




























































































schaftlichen und politischen Erneuerung der ehemals sozialistischen Staaten anderer- 
seits. Diese Briickenfunktion ist ailes andere als eine nationalistische Variante des 
Brückenkonzepts, des Neutralismus oder eines unabhàngigen Mittlers; vielmehr gilt es 
aus eigenem wirtschaftlichen und Sicherheitsinteresse, das über das Militârische weit 
hinaus geht und den Wohlstandsgraben zwischen Ost und West überbrückt und die 
ideologische Spaltung aus der Zeit des Kalten Krieges überwindet. Die historische 
Aufgabe kônnte es sein, die Tugenden der alten Bundesrepublik in den Osten zu 
tragen. Diese, in ersten Schritten bereits eingeschlagene Rolle bedeutet ein Weiterver- 
folgen der beiden Basisentscheidungen der Bundesrepublik in ihrer Geschichte, nâmlich 
die der Westintegration in den fünfziger und die der Ôffnung nach Osteuropa in den 
siebziger Jahren unter den neuen Voraussetzungen der Vereinigung zu Beginn der 
neunziger Jahre. Damit bleibt der Zusammenhang zwischen AuBen- und Innenpolitik 
gewahrt, d.h. die Verknüpfung von Demokratie und sozialer Marktwirtschaft mit der 
Westorientierung. Die Brücke hat -um im Bild zu bleiben - auf der einen Seite einen 
festen Pfeiler und auf der anderen eine losere Verankerung.
Wâhrend die Westpolitik im Verbund vor allem mit den anderen EU-Staaten angelegt 
ist, lâBt die Ostpolitik eher eine selbstândigere bzw. koordinierte Politik zu. Das 
unabhângigere Agieren nach Osteuropa und in der Entwicklungslânderwelt bedeutet 
kein Abdriften aus dem westlichen Verbund; auch GroBbritannien und Frankreich 
zeigen neben ihrem Engagement in Europa ein Profil als selbstandiger nationaler 
Akteur. Beides, Intégrations- und einzelstaatliche Politik schlieBen sich nicht aus wie 
die historische Erfahrung schon zu Beginn des europàischen Einigungsprozesses belegt 
(Vgl. Pfetsch:1994, S. 120-137).
In der Politikanlage sollte die verhandelte bi- und multilatéral abgestimmte AuBenpo- 
litik fortgesetzt werden. Der Streit über die einzusetzenden Mittel ist müBig, wenn man 
diese auf unterschiedliche politische Lagen bezieht. Die westliche Integrationspolitik 
erfordert Instrumente der klassischen bi-und multilateralen Verhandlungsstrategie und 
wird damit dem Interdependenzansatz gerecht; zur Bewàltigung von Konflikten - zumal 




























































































die dem Axsenal des realistischen Ansatzes zugehoren. Beide Politikansatze schlieGen 
sich nicht gegenseitig aus, komplementieren sich vielmehr in bezug auf die Bewalti- 
gung unterschiedlicher Aufgaben.
Das Ziel der deutschen AuBenpolitik war es - wie im Brief zur deutschen Einheit 1970 
festgehalten - , "auf einen Zustand des Friedens in Europa hinzuwirken, in dem das 
deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangt". Fur die 
kommenden Jahre miiGte das Ziel der deutschen AuBenpolitik heiBen "auf einen 
Zustand der Freiheit in Europa hinzuwirken, in dem Deutschland westliche Alliierte 
und ostliche Partner hat".
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